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Entwurf der Satzung zur Bildung eines Migrationsbeirates 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss der Verbandsgemeinde berät über den ersten Entwurf der Satzung zur Bildung 
eines Beirates für Migration und Integration und beauftragt die Verwaltung den Entwurf für einen Be-
schluss des Verbandsgemeinderates für Ende 2026 vorzusehen. 
 
Des Weiteren empfiehlt der Sozialausschuss, die Zahl der gewählten Mitglieder auf    fest-
zulegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  Im Auftrag     
       
       

  (Mader)  (Herte)  (Groth) 
  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Förderung von Teilhabe, Chancengleichheit und gesellschaftlichem Zusammenhalt ist ein zentrales 
Anliegen der kommunalen Integrationsarbeit. Menschen mit Migrationsgeschichte leisten in vielfälti-
ger Weise einen Beitrag zum sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Leben in unserer Kommune. 
Um diesen Personenkreis stärker in politische Entscheidungsprozesse einzubinden und Anliegen sowie 
Perspektiven der migrantischen Bevölkerung systematisch zu berücksichtigen, ist die Einrichtung eines 
Beirates für Migration und Integration erforderlich. 
 
Der Beirat soll als beratendes Gremium des Gemeinderates bzw. Stadtrates fungieren. Er ermöglicht 
den direkten Dialog zwischen Verwaltung, Politik und der migrantischen Bürgerschaft. Dadurch kann 
das gegenseitige Verständnis gefördert, die Integrationsarbeit bedarfsgerechter gestaltet und die kom-
munale Vielfalt gezielt gestärkt werden. Der Beirat trägt somit zur demokratischen Legitimation kom-
munaler Entscheidungen bei und schafft eine repräsentative Beteiligungsstruktur. 
 
Um die Wirksamkeit des Beirates sicherzustellen, ist es sinnvoll, interessierte Personen bereits vor ih-
rer Mitwirkung gezielt auf ihre Aufgabe vorzubereiten. Diese Vorbereitung dient mehreren Zwecken: 

- Vermittlung grundlegender Kenntnisse über die kommunalen Entscheidungs- und Verwal-
tungsprozesse 

- Information über die Aufgaben, Rechte und Pflichten eines Beiratsmitglieds 
- Förderung eines gemeinsamen Verständnisses von Zielen und Arbeitsweise des Gremiums 
- Stärkung der Kommunikations- und Beteiligungskompetenzen der künftigen Mitglieder 
- Unterstützung der interkulturellen Verständigung und konstruktiven Zusammenarbeit inner-

halb des Beirates 
 
Eine strukturierte Vorbereitung der Mitglieder schafft die Grundlage für ein verantwortungsbewuss-
tes, sachorientiertes und effektives Arbeiten im Beirat. Dadurch können die Anliegen der migranti-
schen Bevölkerung fundiert vertreten und Handlungsimpulse für eine nachhaltige Integrationspolitik 
gegeben werden. 
 
Im Vorfeld zur Wahl soll es außerdem eine entsprechende Öffentlichkeitskampagne geben. Aufgrund 
der Erfahrungen der letzten Beiratswahl auf Kreisebene, sind viele Wahlberechtigte sich über diese 
Berechtigung nicht bewusst. 
 
Ziel ist es, erstmalig in 2027 eine Wahl des Beirates durchzuführen. 
 
 
  
 
 


